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Eröffnung und Begrüßung durch Professor Dr.
Klaus Landfried

Verleihung des Dolf-Sternberger-Preises für öffent-
liche Rede an

Herrn Bundeskanzler a.D. Helmut Schmidt am
15.03.2003 im Berliner Reichstag

Sehr verehrter Herr Bundeskanzler Schmidt, sehr verehrter
Ministerpräsident Herr Dr. Vogel, sehr verehrter Herr Kollege
Biedenkopf, sehr verehrter Herr Müntefering, meine Damen
und Herren Abgeordnete des Deutschen Bundestages, verehrte
Festgäste,

Dolf Sternberger hat das erste Wort: 

„Für uns, die wir es so nötig haben, ist die Anstandslehre, die
Lehre und Übung des Betragens von Mensch zu Mensch der
Anfangsgrund der Politik.“

Vor inzwischen 57 Jahren hat Dolf Sternberger diese Worte in
seinem Vortrag „Herrschaft der Freiheit“ formuliert. Blicken
wir heute zurück auf Leben und Werk dieses bedeutenden Pub-
lizisten und Wissenschaftlers des vergangenen Jahrhunderts, so
dürfen wir die Freundschaft im Sinne des Aristoteles, die
uneigennützige Freundschaft zu den Menschen und zum Staat,
jener Anstandslehre hinzurechnen. Für Sternberger, der den
Begriff des „Verfassungspatriotismus“ geprägt hat, war die Ver-
fassung, die „Lebende“ zumal, als Bedingung der Freiheit,
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wichtiger noch als die staatliche Einheit der Nation, obschon er
zu Lebzeiten auch seiner Trauer über die frühere gewaltsame
Teilung „Des Deutschen Vaterland“ Ausdruck verliehen hatte -
so der Titel eines seiner Kommentare aus den frühen Jahren –
der Teilung, deren Überwindung 1990 er nicht mehr miterleben
durfte.

Unseres heutigen Preisträgers Taten und Reden sind von ähn-
lichen Überzeugungen geprägt. Darüber zu reden, ist heute
nicht meine Aufgabe, aber dass Dolf Sternberger die folgenden
Worte Helmut Schmidts als seiner inneren Überzeugung gemäß
betrachtet hätte, steht für mich außer Zweifel. In seiner großen
Rede im Deutschen Bundestag am 10. September 1986 erklär-
ten Sie, verehrter Herr Schmidt gegenüber dem Deutschen
Bundestag, ich zitiere, „dem Parlament als dem Ausdruck er-
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kämpfter Freiheitsrechte“ Ihren Respekt. Das ist sozusagen
Sternberger aus dem Herzen gesprochen.

Über das Verhältnis von „Sprache und Politik“ hat Sternberger
Zeit seines Lebens nachgedacht, geschrieben und gesprochen.
Der vorletzte Band seiner Schriften trägt diesen Titel. In seiner
Laudatio auf unseren ersten Preisträger, Willy Brandt, hat
Joachim Fest daran erinnert, dass auch „Reden Taten sind“, und
auch dies ein Titel eines Essays von Sternberger.

Diesem Geiste verpflichtet haben Schüler und Freunde Dolf
Sternbergers nach seinem Tode eine Gesellschaft gegründet, um
sein geistiges Erbe lebendig zu halten. Und diesem „Leben-
digen Geist“ verpflichtet – so lautet ja der einst von Friedrich
Gundolf, den Sternbergers Frau Ilse so sehr gemocht hat, for-
mulierte Wahlspruch über dem Kollegiengebäude der Heidel-
berger Universität – in diesem Geiste also wurde der Preis ge-
stiftet, der heute Ihnen, sehr verehrter Herr Bundeskanzler
Schmidt, überreicht wird. Namens der Dolf Sternberger Gesell-
schaft begrüße ich und danke ich dem Vorsitzenden der SPD-
Fraktion im Deutschen Bundestag Herrn Franz Müntefering da-
für, dass wir heute im Vorstandssaal seiner Fraktion hier im
Reichstag zu Gast sein dürfen. Und ich danke auch der Bun-
destagsverwaltung, dass sie diese Veranstaltung organisatorisch
ermöglicht hat. 

Ich begrüße und danke zugleich Herrn Ministerpräsidenten a.D.
Professor Dr. Kurt Hans Biedenkopf, der freundlicherweise die
Aufgabe des Laudators übernommen hat. Ich danke der Jury,
bestehend aus Herrn Dr. Vogel als dem Vorsitzenden, Herrn
Professor Joachim Fest, Herrn Professor Hans Martin Gauger,



Frau Dr. Hanna Renate Laurin und Herrn Professor Arnd
Morkel für ihre Arbeit bei der Auswahl des Preisträgers und
freue mich, wenigstens drei Jurymitglieder heute hier begrüßen
zu können. Ich danke den ideellen und den materiellen Förde-
rern und den Mitgliedern der Dolf-Sternberger-Gesellschaft für
ihre Unterstützung und ihr Kommen. Etwa um 15 Uhr werden
wir nicht weit von hier in einem Restaurant unsere Mitglieder-
versammlung abhalten.

Gerne begrüße ich Herrn Dr. Gauck, unseren letzten Preisträger
und Herrn Staatsminister a.D. Professor Meyer, seinen Lau-
dator. Herr Bundeskanzler Schröder hat schriftlich seine Glück-
wünsche und seine Grüße übermittelt. Ebenso unser Preisträger
von 1997, Herr Dr. Schäuble. Leider sind beide am Kommen
gehindert. Ausdrücklich möchte ich Ihnen, sehr verehrter Herr
Schmidt, die Grüße und Glückwünsche der Dichterin Hilde
Domin ausrichten, die mich vor einigen Tagen angerufen hat
und mir sagte, wir hätten gerade in dieser schwierigen Zeit den
richtigen Preisträger ausgewählt, einen, der den Mut hätte, zu
sagen was ist und einer, der immer bereit gewesen sei, dafür
auch die Verantwortung zu tragen. Leider könne sie, die 1909
geborene, die anstrengende Reise nach Berlin nicht auf sich
nehmen. Schön ist es, dass wieder manche Freunde, Schülerin-
nen und Schüler Dolf Sternbergers den Weg nach Berlin gefun-
den haben, Menschen, die in Wissenschaft, Journalismus, Poli-
tik und Wirtschaft tätig sind und die immer noch an Sternberger
denken. 

Ich danke auch – und begrüße Sie zugleich – den Vertretern der
Medien, die heute Gott sei Dank zahlreich vertreten sind, um
das Ereignis zu begleiten. Denen aus der schreibenden Zunft
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wäre ich für Belegexemplare, die wir in unserer Dokumentation
verwenden wollen, ebenso dankbar wie denen aus der fil-
menden Zunft für eine Kassette. Ich danke allen, die Sie heute
gekommen sind. Diejenigen von Ihnen, verehrte Festgäste –
und jetzt kommt etwas ganz Unvermeidliches – die vielleicht
noch gar nicht Mitglieder oder Förderer unserer gemeinnützi-
gen Gesellschaft sind, ermuntere ich, es zu werden. Wir haben
Schriften von Sternberger, Informationen über die Gesellschaft
und Beitrittsformulare auf einem Tisch draußen ausgelegt. Und
während des Empfangs, den es nachher geben wird, findet sich
sicher eine Gelegenheit, dort eine Unterschrift zu leisten. Herz-
lichen Dank auch den Damen und Herren aus Berlin, aus Hei-
delberg und Kaiserslautern, die im Hintergrund zum Gelingen
dieser Feier beigetragen haben.

Ganz besonders herzlich begrüße ich schließlich den Preisträger
selbst, Herrn Bundeskanzler a.D. Helmut Schmidt. Ich hoffe,
Sie haben nicht befürchtet, ich könnte Sie vergessen haben. Wir
freuen uns alle sehr, dass Sie bereit waren, den Preis anzu-
nehmen und die Mühe auf sich zu nehmen, nachher zu uns zu
sprechen. Bei der Vorbereitung auf diese kurze Begrüßung habe
ich Manches, was Sie geschrieben und was Sie gesprochen
haben, gelesen und auch wiedergelesen. Und dabei unterstützt
von meinem Heidelberger Nachbarn und Freund Hartmut Soell,
der mit seiner Frau heute auch unter uns ist und der in den sech-
ziger Jahren ihr Mitarbeiter war. Sie sind, sehr verehrter Herr
Schmidt, für mich ganz persönlich und ich ,zitiere jetzt, „ein
Vorbild, in dem das scheinbar Unvereinbare gleichsam selbst-
verständlich vereint ist, nämlich Prinzipientreue mit dem Blick
auf das nahe liegend Notwendige, nämlich lebenslang festge-
gründete Gesinnung mit der Fähigkeit, das unmittelbar Mögli-
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che schrittweise zu verwirklichen, staatsmännischer Weitblick
mit politischem Pragmatismus.“ Sie werden das Zitat und die
minimalen Veränderungen, die ich vorgenommen habe, im Text
erkannt haben. Die Worte stammen aus Ihrer eigenen Lobrede
auf Wilhelm Kaisen, den großen Bremer Bürgermeister und Eu-
ropäer, den meine bremische Großmutter – ich hoffe das ist
gegenüber dem Hamburger nicht wirklich ein Affront – schon in
den 50er Jahren dem kleinen Klaus gegenüber mit dem knappen
Satz  zu beloben pflegte: „Er macht, was er sagt“. Sternberger
hätte sich, sehr verehrter Herr Schmidt, über Ihr Bekenntnis
zum Parlament, über Ihr hohes Verantwortungsbewusstsein in
schwierigsten Zeiten, über Ihre Fähigkeit, Ihren Zielen wie den
ihnen zugrunde liegenden Anschauungen klaren sprachlichen
Ausdruck zu verleihen, sicher gefreut. Aber bevor ich unverse-
hens in eine Laudatio gerate, die meines Amtes nun wirklich
nicht ist, sage ich lieber:

Sie haben das Wort, sehr verehrter Herr Kollege Biedenkopf.
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Sehr verehrter Herr Kollege Landfried,
Herr Ministerpräsident Vogel,
Herr Fraktionsvorsitzender Müntefering,
verehrte Festversammlung,
lieber Helmut Schmidt,

mit der Laudatio auf unseren Preisträger ist mir eine im Grunde
kaum zu bewältigende Aufgabe übertragen worden. Deshalb,
Herr Professor Landfried, wäre ich dankbar gewesen, wenn Sie
schon einen Teil der Laudatio übernommen hätten.

Die schiere Unmöglichkeit dieser Aufgabe gründet zum Einen
darin, etwas zu loben, was vielen, nicht nur mir, offensichtlich
erscheint: Dass Helmut Schmidt ein hervorragender politischer
Redner ist, ein Vorbild für viele, die sich mit öffentlicher Rede
befassen. Zum anderen liegt sie in der Notwendigkeit, aus den
in über vierzig Jahren entstandenen Materialien diejenigen aus-
zuwählen, auf die sich die Bewertung stützen soll, die ja in einer
Laudatio auch enthalten zu sein hat. Deshalb bin ich Herrn Prof.
Landfried und Herrn Prof. Soell dankbar dafür, dass sie mir bei
dieser Auswahl ihre Unterstützung haben angedeihen lassen.
Ihre Auswahl hat ergeben, dass ich mich neben vielen Reden,
die ich kenne, gehört oder gelesen habe, im folgenden im We-
sentlichen auf Reden beschränke, die Helmut Schmidt im Bun-
destag gehalten hat: Reden zwischen 1972 und 1986.

Sie haben aus der Rede von 1986 bereits zitiert. Diese Reden
befassen sich mit den unterschiedlichsten Themen, sie sind auf
politische Tages- vor allem aber auf politische Grundsatzfragen
ausgerichtet. Es sind parlamentarische Reden, große parlamen-
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tarische Reden. Sie dienen der Klärung der politischen Aus-
einandersetzung und der Überzeugung der Parlamentarier, der
Parteien und der allgemeinen Öffentlichkeit.

Zwei Ausnahmen aus der Reihe der Reden, von denen ich aus-
gehe, möchte ich erwähnen. Es sind die Reden vom 20. Oktober
1977 und vom 9. November 1978. Beide Reden haben keine
politischen Auseinandersetzungen im üblichen Sinne zum
Gegenstand. Es sind vielmehr Reden, die aus tiefgehenden,
schwierigen, fast unüberwindlichen Problemen und Verantwor-
tung entstanden sind. Ich komme darauf zurück. 

Die Begrenzung, die in dieser Auswahl zum Ausdruck kommt,
schätzt allerdings Helmut Schmidt als parteipolitischen Redner,
als Kämpfer mit schwerem Säbel, als gefürchteten Debatten-
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redner im politischen Duell, als Zwischenrufer und  als Beant-
worter von Zwischenrufen keineswegs gering. 

Seit Anfang der 60er Jahre hatte ich die Möglichkeit, Helmut
Schmidt als Politiker, als Kanzler und Staatsmann nicht nur zu
beobachten sondern auch kennen und in jüngerer Vergangenheit
auch begleiten zu dürfen. Deshalb weiß ich, dass meine Aus-
wahl durchaus willkürlich ist. Gleichwohl: Die parlamentari-
sche Rede, auch geprägt durch den Respekt vor dem Parlament
als dem eigentlichen Ort der Freiheit und des Ausdruckes poli-
tischen Gestaltungswillens, ist und bleibt etwas Besonderes.

In all seinen Reden – auch in denen, die heute unerwähnt
bleiben – bleibt Helmut Schmidt bemüht um Aufklärung, Wahr-
heit und Wahrhaftigkeit. In ihnen sieht er die Grundlage politi-
scher Autorität und Zustimmungsfähigkeit. Er zollt dem politi-
schen Gegner Respekt, wenn er ihn ernst nimmt und in ihm wie
bei sich selbst das Bemühen um Wahrheit anerkennt. Wenn er
ihn wegen seiner Qualität und Kompetenz respektiert. Aber
ebenso so ehrlich ist Helmut Schmidt, wenn er diese Fähigkei-
ten bei seinen Kontrahenten vermisst. Dann ist er fähig zu
Ironie, Spott und zwar die Würde des anderen wahrenden, aber
gleichwohl treffenden Formen der Missachtung – heute viel-
leicht weniger als früher.

Die Rede soll überzeugen, im Streit der Standpunkte, soll den
anderen gewinnen, auch wenn es schwierig erscheint. Auf-
klärung der Sachverhalte ist deshalb ein wichtiges Element,
Überwindung von Unklarheiten, die Definition von Zielen, die
Analyse möglicher Wege, die zum Ziel führen. Es geht darum,
die Alternativen abzuwägen und dabei stets um Wahrhaftigkeit
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und Ehrlichkeit bemüht zu bleiben. Dies eingedenk der Unmög-
lichkeit, Wahrheit im objektiven Sinne zu erkennen. Letztlich
überzeugt und überzeugend durch Schlüssigkeit, durch Augen-
maß und durch das leidenschaftliche Bemühen, mit dem um
Klarheit und Vertrauen gerungen wird. All diese Qualitäten
finden sich in den Reden Helmut Schmidts in reichlichem
Maße.

Aber eine Rede verdankt ihren Erfolg oder ihr Scheitern auch
der Sprache, Sprache als eigenständigem Anspruch. Die Reden,
die ich in den letzten Wochen gelesen habe, beeindrucken mich
immer wieder durch ihre Sprache: durch die Klarheit der
Sprache, durch die Treffsicherheit der Formulierungen, durch
die Wahl der Begriffe und durch den Versuch, das Vorgetragene
transparent zu machen, sei es in der Auseinandersetzung mit
dem politischen Gegner im parlamentarischen Dialog, sei es in
der auf die Gemeinschaft, auf das Ganze, auf die Bevölkerung
ausgerichteten Rede. Die Sprache als Mittel, aber auch als
Schranke des Inhalts.

Denn: Was man nicht durch Sprache mitteilen kann, kann man
auch nicht denken – oder anders gewendet, wer nicht vernünftig
sprechen kann, kann auch nicht vernünftig denken. Wie Helmut
Schmidt die Sprache auf beispielhafte Weise als Ausdruck der
Kultur der Debatte nutzt, das wird in allen seinen Reden, jeden-
falls in denen immer wieder deutlich, die wir als seine wichti-
gen und bedeutenden ansehen müssen. Die Kultur der Sprache
macht die Kultur der Debatte aus, diese die Kultur der Politik
und diese die Kultur der Freiheit.

Lassen Sie uns im Rahmen dieser Laudatio einige wenige
Reden ansprechen. Beeindruckt hat mich bereits die erste Re-
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de aus der Auswahl Professor Landfrieds. Es ist die Rede vom
24. Februar 1972 über die Ostverträge. Wer sich wie ich und
viele andere an die damaligen Auseinandersetzungen erinnert,
der wird wissen, wie tief die Spannungen und die Schwierig-
keiten waren, vor denen wir uns alle sahen bei der Beurteilung
der von Willy Brandt eingeleiteten Öffnung nach Osten. In
dieser Rede, vom damaligen Verteidigungsminister Helmut
Schmidt gehalten, wird deutlich, wie unmittelbar und aus tiefer
Überzeugung der Redner selbst engagiert ist: wohl wissend um
die großen Differenzen und Spannungen, in der die Entschei-
dungen über die Ostverträge stattfinden würden, und um die
zum Teil unversöhnlichen Gegensätzen. Wie er, wohl wissend
um all diese Hindernisse, gleichwohl bemüht ist, das Parlament
dennoch zu gewinnen. 

Er belässt es nicht bei der Feststellung: Wir haben die Mehrheit.
Es geht ihm um die inhaltliche Auseinandersetzung der unter-
schiedlichen Positionen. Und er wählt unter denjenigen, mit
denen er sich vor allem auseinandersetzen will, Dr. Gerhard
Schröder, den früheren Außenminister. Er war in dieser Debatte
nach Auffassung Helmut Schmidts derjenige, der im besten
Sinne des Wortes eine, wenn von Helmut Schmidt zwar nicht
inhaltlich geteilte, aber durch die Bemühung um rationale
Begründung des eigenen Standpunktes herausragende Rede
gehalten hatte, der er durch seine Antwort zugleich Respekt
zollte.

Wer diese Rede heute liest, muss beeindruckt sein nicht nur von
der Analyse der Lage und der Möglichkeiten der damaligen
Zeit, der Einschätzung künftiger Entwicklungen, der Darstel-
lung der Zusammenhänge. Er muß auch beeindruckt sein von
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dem visionären Charakter der Rede - Helmut Schmidt hört das
vielleicht selbst nicht so gerne, weil er mit dem Wort Vision
nicht immer etwas anfangen kann - dem visionären Charakter
dessen, was im Jahr 1972 gesprochen wird und was keineswegs
im Widerspruch zu dem pragmatischen Anspruch steht, den
Helmut Schmidt als Redner immer wieder geltend macht. Er
nimmt in dieser Rede spätere Entwicklungen vorweg. Nicht nur
im Zusammenhang mit seinem Hinweis auf die elementare
Bedeutung der Ostverträge als Basis für die Befriedung der
Berlin-Frage, sondern auch mit dem Blick auf die Möglichkei-
ten, mit Hilfe der Ostpolitik im europäischen Rahmen auch
Voraussetzungen für die spätere deutsche Einheit zu schaffen.
Er begründet die Entspannungspolitik, die er als Grundlage für
die Öffnung nach Osten versteht, nicht nur aus dem Interesse
Deutschlands und Europas. Er sieht in ihr auch ein wesentli-
ches Element, wie er es später, bis zu seiner Abschiedsrede im
Bundestag wiederholt, der europäischen Einheit und des atlan-
tischen Bündnisses.

Aus heutiger Sicht erscheint uns der Text dieser Rede fast
selbstverständlich. Aus damaliger Sicht war er ein kühner
Entwurf, ein gestaltender Text, der nicht polemisch war. Die
Sprache ist zurückhaltend, was den Ernst des Gegenstandes
unterstreicht. Der Redner lässt auch keine Relativierung der
Ernsthaftigkeit durch Zwischenrufer oder polemische Anmer-
kungen zu. Er übergeht sie, ab und zu mit einer leicht hinge-
worfenen, aber den Zwischenrufer um so wirksamer zurecht
weisenden Bemerkung. Immer wieder kehrt er zurück zu dem
eigentlichen Partner dieses klassischen parlamentarischen
Diskurses. Tief gehende Begründungen auch der unterschied-
lichen Positionen – und, was ich nicht zu erwähnen versäumen



19

möchte: der Wunsch nach und die Bemühung um Gemein-
samkeit.

Alle seien einig, so heißt es an einer Stelle, dass Entspan-
nungspolitik die Sicherheitspolitik ergänzen, aber nicht den
Verteidigungsbeitrag ersetzen kann. Die stets auf Neue wieder-
holte Betonung der gemeinsamen Basis als Voraussetzung für
einen fruchtbaren und letztlich zielführenden politischen
Diskurs ist ein Grundmotiv in all den Reden, soweit sie sich mit
politischer Auseinandersetzung befassen.

Ganz anders die beiden Reden unserer Auswahl, die sich nicht
unmittelbar in den Prozess der politischen Auseinandersetzung
einreihen, sondern geprägt sind von grundsätzlichen Fragen der
Gemeinwesens. Zum einen die Rede vom 20.10.1977, gehalten
nach der Ermordung von Hanns-Martin Schleyer und der erfolg-
reichen Befreiung der Passagiere und der Besatzung des ent-
führten Flugzeuges der Lufthansa in Mogadischu, aber auch
befasst mit dem bis dahin vergeblichen Bemühen, die Terroris-
ten zu ergreifen und vor Gericht zu stellen. Wollte man dieser
Rede einen Titel geben, müsste man sie „Schuld und Versäum-
nis“ nennen. Helmut Schmidt bringt in ihr das unauflösbare
Dilemma zwischen verschiedenen elementaren Bedürfnissen
einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Gemeinschaft auf den
Punkt. 

Drei Orientierungspunkte gibt er vor, und alle, die er beteiligt
hat an der Bewältigung dieser an die Grundlagen der frei-
heitlichen Gesellschaft reichenden Krise teilen sie: Hanns-Martin
Schleyer lebend zu befreien, die Täter zu ergreifen und die Fä-
higkeit des Staates zu sichern, seine Bürger gegen Gefahren zu
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schützen. Er weiß – und er spricht es aus –, dass die Erfüllung
jedes einzelnen dieser drei Orientierungspunkte die Erfüllung
der übrigen Maxime beschränkt oder gefährdet. Letztlich
erweist sich der Widerspruch als nicht auflösbar.

Es fehlt die Zeit für ausführliche Zitate. Aber ich möchte wich-
tige Passagen dieser Rede, vor allem jene, die sich mit den An-
sprüchen junger Menschen beschäftigen, als Material für die
heutige und zukünftige Ausbildung junger Menschen empfeh-
len. In eindrucksvoller Weise wird deutlich, wie Helmut
Schmidt, scheinbar pragmatische aber in Wirklichkeit grund-
sätzliche Fragen immer wieder zurückführt auf die Grundwerte
unserer Gesellschaft. In Helmut Schmidt nur den Pragmatiker
zu sehen, wird ihm nicht gerecht. Im Gegenteil: die Sicherheit,
mit der er Probleme pragmatisch zu lösen versucht und seine
Überzeugung, dass dies möglich sei, beziehen ihre eigentliche
Kraft und ihre eigene Quelle aus der Sicherheit seines Ver-
ständnisses der  Grundwerte, aus der Überzeugung von der Un-
verzichtbarkeit der Freiheit und des Schutzes der Menschen-
würde.

Beides kommt auch in der Rede vom 9. November 1978 zum
Ausdruck. Eine Rede, die nicht nur die Vergangenheit anspricht
und die Notwendigkeit betont, dass, wer Frieden erbittet und
darüber hinaus Versöhnung, wahrhaftig sein muss. Wörtlich
heißt es dazu...“der muss zur Wahrheit sich fähig machen“.
Seine Aufforderung, sich zur Wahrheit fähig zu machen, dient
ihm zum einen als Maßstab für seine Betrachtung der Ursachen
der schrecklichen Ereignisse am 9. November 1938 und dessen,
wohin sie führten: nämlich zu dem Wahn, die Schuld für eigene
Beschwerde und Unzulänglichkeit bei dem anderen zu suchen



und die Hysterie, diesen anderen zum Sündenbock zu machen.
Zum anderen führt sie darüber hinaus wieder hin  zu den jungen
Menschen, die keinen wirklichen Bezug mehr zu diesen Ereig-
nissen haben. Sie mahnt er, aus diesen Ereignissen zu lernen.
Aber er mahnt zugleich auch die Älteren, den Jüngeren dabei zu
helfen.

Es folgt dann, nach dem Wahlsieg von 1980, die Zeit, in der
Helmut Schmidt seine Koalition scheitern sieht. Der 17. Sep-
tember 1982, wenige Tage nach dem Bericht über die Lage der
Nation vom 9. September 1982, macht offensichtlich, dass die
Regierung wohl keine Zukunft mehr hat. Die Rede, mit der er
auf diese Stunde antwortet, ist eine Meisterleistung des Par-
lamentariers und des Machtpolitikers Helmut Schmidt: gleich-
zeitig mit einander zu verbinden die einmalige geschichtliche
Beschreibung des Vorgangs und die politische Vorsorge für die
Zukunft seiner Partei. 

Es ist naheliegend und deshalb auch nicht verwunderlich, dass
Helmut Schmidt in dieser schwierigen, für ihn komplizierten
Rede Ursachen für das Scheitern bei seiner eigenen Partei nicht
untersucht. Das konnte man wohl auch nicht verlangen. Zwei
Ziele prägen diese Rede, die nachzulesen auch heute ein Ge-
winn bleibt. Das eine Ziel: die Opposition, die Regierungspartei
werden will, in die Lage zu bringen, eine Entscheidung treffen
zu müssen, die sie nicht treffen möchte, nämlich den Bundestag
aufzulösen und alsbald Neuwahlen auszuschreiben. Und das
zweite Ziel: die eigentliche Schuld am Scheitern der Koalition
nicht bei der eigenen Partei zu suchen, sondern bei den Freien
Demokraten dingfest zu machen. Die anschließende Wahl in
Hessen zeigt, dass dies Helmut Schmidt gelungen ist. In seiner
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Rede am 1. 10., dem Tag des konstruktiven Misstrauensvotums,
bringt er es zum Ausdruck.

Aber ich erwähne diese Rede nicht deshalb, weil es sich bei ihr
um die letzte parlamentarische Auseinandersetzung des Bun-
deskanzlers Helmut Schmidt mit seinem Nachfolger handelt.
Wichtiger erscheint sie mir, weil der scheidende Kanzler sie
nutzt zu einem politischen Vermächtnis für den nachfolgenden
Kanzler; in zehn Punkten, von denen die Mehrzahl der Punkte
außenpolitischer Natur ist.

Zusammen mit seiner, bereits erwähnten Abschiedsrede vom
Parlament führt mich dies zu wenigen grundsätzlichen Über-
legungen zurück. Wenn man – wie ich – Helmut Schmidt über
viele Jahre als Redner, aber auch als Autor verfolgt hat, im
Grunde über fast vier Jahrzehnte, dann wird deutlich, dass der
angebliche Weltökonom, wie ihn seine politischen Gegner häu-
fig ironisiert haben, der Ökonomie zwar eine große Bedeutung
beimißt, in Wirklichkeit aber vor allem Außenpolitiker ist. Die
Dominanz der Außenpolitik seines politischen Denkens und
Handelns kommt sowohl in dem Vermächtnis an den Nachfol-
ger wie auch in der Abschiedsrede zum Ausdruck. Es sind
Fragen der Ostpolitik, der Rüstungsbegrenzung oder der guten
Nachbarschaft, die Deutschland zu den das Land umgebenden
Nachbarn pflegen muss. Es sind Fragen der Zukunft, der Einheit
der Nation und wie diese Einheit auch unter Bedingungen
staatlicher Teilung aufrecht erhalten werden kann. Es geht in der
Auseinandersetzung um die strategische Verteidigungsinitiative
um die Abwägung zwischen Rüstungsbegrenzung einerseits
und andererseits der Betonung der Notwendigkeit, wenn Rüs-
tungsbegrenzung scheitert, das strategische Ungleichgewicht



23

nicht zu akzeptieren sondern auszugleichen, wie es zum Bei-
spiel durch die Positionierung der Mittelstreckenraketen SS 20
durch die Sowjetunion entstanden war. Diese Abwägung führt
Helmut Schmidt zu der, wie ich glaube, bedeutendsten strate-
gischen Entscheidung im Zusammenhang mit der Konfron-
tation des Kalten Krieges: zur Entwicklung des sogenannten
Doppelbeschlusses. Verhandeln, aber nicht zurückweichen,
deutlich machen, wo die Grenzen sind.

Es gehört zu der von Helmut Schmidt immer wieder betonten
politischen Gemeinsamkeit zwischen ihm und seiner Partei auf
der einen und seinem Nachfolger Helmut Kohl und dessen
Partei auf der anderen Seite: dass es gelungen ist, in diesen
Fragen Kontinuität zu wahren. Helmut Schmidt hat die Idee des
Doppelbeschlusses entwickelt, Helmut Kohl hat sie gegen sehr
eindrucksvolle und massive Friedensdemonstrationen durchge-
setzt, am 23. November 1983 im Bundestag. Diese Entschei-
dung, entwickelt von Helmut Schmidt, fortgeführt und durchge-
setzt von Helmut Kohl, war ein Signal an die Sowjetunion, dass
sich Deutschland nicht von Amerika werde trennen lassen.
Dieses Signal wiederum wurde in Moskau verstanden als die
Bestätigung für die Aussichtslosigkeit der bisherigen Versuche,
das atlantische Bündnis aufzubrechen, jedenfalls aber Deutsch-
land aus dem Bündnis zu lösen. Selbst mit dem Angebot der
Wiedervereinigung Deutschlands wäre dies nicht zu erreichen.
Vieles noch ließe sich zur Sache, die uns zusammenführt und zu
den Reden des Mannes sagen den wir ehren wollen. Wenn ich
für mich ein Fazit ziehe, dann ist es dieses:

Im Studium der Reden unseres Preisträgers habe ich erneut
bestätigt gefunden, dass die Kraft einer Rede aus der Überzeu-
gung des Redners erwächst, dass es ohne eine tiefe innere
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Überzeugung der Richtigkeit dessen, was der Redner erstrebt,
auch keine Überzeugungskraft der Rede gibt. Dass diese Über-
zeugung sich auf das Wohl des Ganzen oder wesentliche seiner
Elemente beziehen muss und nicht auf das Wohl des Redners
und seiner Interessen. Die Menschen spüren den Unterschied
und sie missbilligen das Letztere.

Wenn Augenmaß und Leidenschaft sich verbinden, wenn Wahr-
heit und Wahrhaftigkeit die Rede leiten, wenn Auseinanderset-
zung und Streit nicht den Boden verlassen, auf dem Freiheit
gedeiht und die Würde des Menschen sich entfaltet, wenn die
Rede geprägt ist vom Mut zur Wahrheit, wenn Nüchternheit und
Pragmatismus sich mit dem Glauben an die Möglichkeit einer
freiheitlichen und gerechten Zukunft des Gemeinwesens ver-
binden, wenn die Rede Ausdruck von Führung ist, die dienen
will: Dann ist es eine Rede, die Auszeichnung verdient. Helmut
Schmidt hat viele solcher Reden gehalten. Wir danken ihm
dafür.
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Rede
des Thüringer Ministerpräsidenten Dr. Bernhard Vogel

bei der Verleihung des Dolf-Sternberger-Preises für
öffentliche Rede

an Bundeskanzler a.D. Helmut Schmidt
am 15. März 2003 in Berlin

Lieber Klaus Landfried, 
lieber Kurt Biedenkopf, 
verehrter Herr Müntefering, 
vor allem aber hoch verehrter Herr Bundeskanzler Schmidt, 
meine Damen und Herren,

Der Dolf-Sternberger-Preis für öffentliche Rede wird heute zum
sechsten Mal vergeben. Und auch wenn es mir als einem
überzeugten Unionspolitiker nicht leicht fällt – noch dazu hier
im Vorstandssaal der SPD-Fraktion: er wird zum zweiten Mal
an einen sozialdemokratischen Bundeskanzler vergeben.

Willy Brandt und Helmut Schmidt - zwei Persönlichkeiten, die
unterschiedlicher kaum sein könnten. Zwei Menschen, die ihren
sehr eigenen Umgang mit der Sprache pflegen. Zwei Menschen,
die verschieden sind, die aber verbindet, dass sie sich mit ihrem
Wirken, vor allem mit ihren Reden für eine lebensfähige Demo-
kratie engagieren. Zwei Menschen, die Neuanfänge gewagt und
dann über viele Jahre konsequent und entschieden verfolgt
haben.

Wir haben eben erwartungsgemäß eine überaus profunde
Laudatio von Kurt Biedenkopf gehört, für die ich mich im Na-
men der Jury, aber sicherlich auch im Namen der Sternberger-
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Gesellschaft sehr herzlich bedanken möchte. Wie gesagt, ich
war nicht überrascht, aber ich war beeindruckt und ich hoffe,
viele von Ihnen auch. Nun ist es schwierig, noch zutreffende
Worte bei der Übergabe des Preises an den Preisträger zu fin-
den, erstens etwas zu sagen, was noch nicht gesagt worden ist,
das zweitens dem rhetorischen und politischen Wirken eines
herausragenden deutschen Politikers gerecht wird und drittens
berücksichtigt, dass es nicht ganz einfach ist, von Helmut
Schmidt nicht kritisiert zu werden, wenn man ihn lobt.
Euripides hat einmal gesagt „Edle Seelen zürnen leicht bei
ihrem Lob dem Lober, wenn sie dieser überschwenglich lobt“.

Und das möchte ich mir deswegen zu Eigen machen. Es ist also
Vorsicht geboten. Aber ich wage es dennoch, weil es erhebliche
Übereinstimmung zwischen dem Namensgeber dieses Preises,
also Dolf Sternberger, und dem Preisträger Helmut Schmidt



gibt. Es ist schon deutlich geworden: sprachliche Präzision,
sprachliche und gedankliche Klarheit waren beiden wichtig. Die
Substanz des Gesagten steht als Gewicht im Vordergrund. 

„Das Wichtigste an einer Rede ist die Substanz, Problemstel-
lung, Lösungsangebote, kurz: Die Konzeptionskraft.“Ein Satz
von Helmut Schmidt, der aber ebenso gut von Dolf Sternberger
hätte stammen können. Gleiches gilt für die Einschätzung, dass
die politische Rede nicht von moralischen Absichten, von
„Verantwortungsethik“ frei sein darf.

„Demokratie ohne Rede gibt es nicht“, sagt Helmut Schmidt,
um dann kritisch hinzuzufügen: „Demokratie hat viele Schat-
tenseiten, die nicht in der Schule gelehrt werden, wenn Demo-
kratie unterrichtet wird. Zu den Schattenseiten gehört, dass sie
Demagogie prämiert.“Eine Gefahr, meine Damen und Herren,
die die Demokratie und die Diktatur gemeinsam haben.

27
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Dieser Gefahr der Demagogie hat Helmut Schmidt die Grad-
linigkeit, die Entschlossenheit und die Offenheit seiner Reden
entgegengesetzt. Reden, die stets die Sache und nicht die Person
des Redners in den Mittelpunkt gestellt haben. Reden, die dem
Gemeinwesen gedient haben in schwierigen Zeiten. Trostrei-
cher Weise gab es die auch schon früher, meine Damen und
Herren, manche vergessen das gelegentlich. 

Reden und Handlungen waren erforderlich. Es ist ja gerade von
Kurt Biedenkopf etwa an den „deutschen Herbst“ erinnert wor-
den, an die Entführung von Hanns-Martin Schleyer und die
Entführung der „Landshut“. Oder auch an die wichtige Rede
vom 28. Oktober 1977 vor dem internationalen Institut für Stra-
tegische Studien in London, wo die Begründung für die Nach-
rüstung gegeben wurde. 
Beispiele, die sich in unzähligen Bundestagsreden wieder-
spiegeln, und die sagen, dass Helmut Schmidt niemals der Mut
zur Klarheit gemangelt hat. Die Furcht vor seinen treffenden
und vor seinen ironischen, bisweilen auch scharfen Bemerkun-
gen, aber auch der Respekt vor seinen sprachlichen Fähigkeiten,
haben ihm bekanntlich bei seinen politischen Gegnern einen
Spitznamen eingebracht, den Sie meine Damen und Herren, alle
kennen. 

Hans-Martin Gauger, der der Jury angehört und heute erfreu-
licherweise bei uns ist, hat wesentlich differenzierter formuliert
und den besonderen Redestil Helmut Schmidts eindrucksvoll
beschrieben. Ich zitiere Gauger: „Da ist zunächst die klare
artikulierende, modulationsfähige Stimme. Sie konnte metallen
und schneidend sein (...) Aber sie verstand sich auch, besonders
im Fernsehgespräch, auf den verbindlichen Kammerton. Dann



29

die zupackende schnörkellose Nüchternheit der Sprache: wenig
‚Schmuck‘, wenig ‚Ornatus‘. Nüchternheit, aber gepaart mit
Temperament. Kaum je war er langweilig.“

Meine Damen und Herren, das spiegelt sich auch im Wortlaut
der Urkunde, die ich für die Jury übergeben darf, wieder, und in
dem Preisgeld, dass ich überreichen darf.

In der Urkunde heisst es: 

„Mit der Vergabe eines Preises für öffentliche Rede will die Dolf
Sternberger-Gesellschaft an den Zusammenhang von Politik
und Sprache erinnern. Ihn bewußt zu machen war eines der
Ziele, denen Dolf Sternbergers Lebenswerk galt. In Anerken-
nung seines Beitrages zur Kultur der politischen Rede wird der
Dolf Sternberger-Preis 2002 verliehen an Herrn Bundeskanzler
a.D. Helmut Schmidt.

Die Jury hat bei ihrer Entscheidung nicht nur die hohe
Debattierkunst des überzeugten Parlamentariers und späteren
Kanzlers gewürdigt, sondern auch das glaubwürdige ‚Ethos des
Pragmatikers in moralischer Absicht‘, der vor allem, aber nicht
nur im Deutschen Bundestag durch seine Reden sprachlich wie
menschlich als Vorbild gewirkt hat und sich hierfür weltweiten
Respekt erwarb.

Berlin, den 15. März 2003.“ 
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Ich bin dankbar und stolz, dass ich diese Urkunde Helmut
Schmidt überreichen darf.

***







Helmut Schmidt

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

für die Ehrung durch diesen Preis für öffentliche Rede darf ich
Ihnen, Herr Vogel, Ihnen Herr Landfried, der Sternberger-
Gesellschaft insgesamt sehr herzlich danken. Besonders danke
ich meinem Freund Kurt Biedenkopf für seine Laudatio. Kurt,
Sie haben zwar geschmeichelt, aber als allzu menschlicher
Mensch habe ich es gern gehört.

Ich muss Ihnen, meine Damen und Herren, vorweg gestehen,
dass ich Dolf Sternberger nicht persönlich begegnet bin, wohl
aber von weitem und vor allem als Leser – es begann wohl mit
dem „Wörterbuch des Unmenschen“ – es  ist viele Jahrzehnte
her. Der Zusammenhang von Politik und Sprache ist einerseits
offensichtlich, andererseits aber schließt dieser Zusammenhang
gewaltige Probleme ein. Sie reichen von der philosophisch-
ethischen Begründung von Staatsform und Verfassung bis hin
zu dem Gestaltwandel der Demokratie im Laufe von Jahrhun-
derten.

Democracy is government by discussion – das gilt immer noch.
Aber der Gestaltwandel reicht heutzutage bis zur Frag-
würdigkeit der Fernseh-Massendemokratie, die ganz was an-
deres ist als die Demokratie einer lesenden Gesellschaft, eine
Demokratie, für die einprägsame lebende Bilder, die unmittel-
bar ins Bewußtsein von Millionen dringen, wichtiger geworden
sind als etwa sorgfältig formulierte Sprache. Auf der agora im
klassischen Athen musste der Politiker durch seine Sprache und
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mit der technischen Hilfe allein seiner Stimme eine Masse
überzeugen, er konnte sie auch durch sein Charisma hinreißen.
Aber immer kam es auf ihn selbst an. Heute dagegen kiommt es
vor allem an auf Fernseh-Präsenz und weltweit auf CNN. Und
Staatsmänner heute haben ganze Stäbe von Redenschreibern.
Oft genug bedienen sie sich eines Teleprompters, der ihnen – für
die Zuhörer oder die Fernsehzuschauer ganz unsichtbar! – der
ihnen den Redetext Satz für Satz vor Augen spiegelt. Und so
kann einer im Fernsehpublikum die Wirkungen erzeugen eines
spontanen und deshalb überzeugenden staatsmännischen Red-
ners, obschon er tatsächlich nur ein technisch-routinierter Fern-
sehsprecher ist. Schlimmer ist, dass das Fernsehen sich mit
bloßen Sound-bites begnügt, oft genug. Das Fernsehen erzieht
das Publikum zur Oberflächlichkeit und ebenso den Politiker. 

Immerhin wird ein Politiker auch heute auf die Dauer nur dann
überzeugen – das hoffe ich wenigstens – nur dann, wenn die
Menschen a la longue eine tendenzielle Übereinstimmung zwis-
chen seinen rednerischen Ankündigungen und seinem tatsäch-
lichen Handeln erkennen können. Wort und Tat dürfen nicht
allzu weit auseinanderklaffen.

Dolf Sternbergers Wort vom „Verfassungspatriotismus“ ist im
öffentlichen Bewußtsein eine gute Hilfe gewesen, zumal wäh-
rend der Zweiteilung Deutschlands, da manch einem die ge-
meinsame nationale Identität der Deutschen als zweifelhaft
erschienen ist. Wenn man das ganze Lebenswerk Sternbergers,
die Hunderte von Artikeln, Essays und Reden anschaut, dann
wird einem durch manche seiner Beiträge politische Hilfe
zuteil.
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Wie mir scheint, er hat sich tiefer und umgreifender mit dem
Wesen der Politik und mit dem Politiker befasst als etwa Max
Weber, anderthalb Generationen vor Sternberger. Webers be-
rühmter und immer noch lesenswerter Essay über „Politik als
Beruf“, 1919 gegen Ende seines Lebens und in der Phase eines
tiefgreifenden Umbruchs geschrieben, dieser Essay war eine
Glanzleistung Webers. In meinen Augen ist Sternbergers ge-
samtes Werk eine Glanzleistung. Ihm ist mit Max Weber
gemeinsam, dass beide politisch hoch engagierte Bürger des
Staates sind, jedoch tatsächlich auf das Reich des Denkens und
Schreibens beschränkt bleiben und nicht selbst als tätige
Politiker gestaltend eingreifen.

Als ich Richard von Weizsäckers jüngste Rede zu Max Webers
Thema las und wenn ich auf Bernhard Vogel blicke, auf Kurt
Biedenkopf oder an mich selbst denke, so wird mir deutlich: Es
ist der Abstand von der Politik, der Weber und Sternberger zu
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ihren luziden und hilfreichen Urteilen befähigt hat. Wir hinge-
gen, denen Politik zum Beruf geworden ist, zum Täglichen, wir
haben einerseits häufig nicht genug Distanz, andererseits aber
hatten wir oder haben wir noch die Möglichkeit, die gegenwär-
tigen Dinge tatsächlich zu beeinflussen.

Für mich hat Friedrich Christoph Oetinger eine Richtschnur
gegeben, der vor gut zwei Jahrhunderten Gott gebeten hat, um
die Gelassenheit gebeten hat, Dinge hinzunehmen, die er nicht
ändern kann, um den Mut gebeten, die Dinge zu ändern, welche
er ändern könnte – und um die Urteilskraft, beides voneinander
zu unterscheiden. Dabei wissen wir demokratisch geeichten
Berufspolitiker, dass zum Verändern Mut allein wirklich noch
nicht ausreicht. Vielmehr ist im Vorwege die richtige Ziel-
setzung jeder Veränderung notwendig, und sodann das Konzept
für die angemessenen Schritte und Instrumente, das heisst also:
Zunächst die Anstrengung der Vernunft – und sodann der Mut,
aber dann eben auch die Fähigkeit, als Redner eine Mehrheit
von Ziel und von Konzept zu überzeugen.

Ich will dies Thema nicht vertiefen. Denn angesichts der Re-
gierungserklärung von gestern, ansichts des Krieges gegen den
Irak, der allem Anschein nach unmittelbar bevorsteht, würde ich
mir als allzuweit von der heutigen Realität distanziert vorkom-
men, wenn ich die Aufgabe des Politikers als Rhetor heute mor-
gen abstrakt in den Mittelpunkt stellte. Statt dessen möchte ich
Ihnen drei eher zeitgemäße allerdings etwas längliche Bemer-
kungen vortragen.
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Zum ersten:

Im Blick auf die deutsche Einheit hat Willy Brandt, als er sich,
1992 war das, für den Dolf Sternberger-Preis bedankte, gesagt,
es beginne klar zu werden, ,,... daß die Gestaltung der deutschen
Einheit erst noch richtig vor uns liegt ....“. Wenn wir zum
Beispiel den wichtigen ökonomischen Aspekt dieser Aufgabe
betrachten, dann ist jener Satz auch heute, zehn Jahre später,
leider immer noch richtig. - liegt noch vor uns. Zwar haben wir
im Osten viele gute Fortschritte erreicht, so zum Beispiel in der
Herstellung einer leistungsfähigen Infrastruktur – Straßen,
Autobahnen, Flughäfen, Telefone, Wasser usw. – oder zum
Beispiel in der Herstellung moderner Systeme sozialer Sicher-
heit und unerwartet hoher Sozialleistungen.

Aber der ökonomische Aufholprozess Ostdeutschlands ist seit
Mitte der neunziger Jahre ins Stocken gekommen, um nicht zu
sagen zum Stillstand gekommen. Die Arbeitslosigkeit im Osten
ist immer noch doppelt so hoch wie im Westen. Immer noch
fehlt es im Osten an einer befriedigenden ökonomischen Eigen-
dynamik und Tragkraft. Darüber hinaus haben aber die immer
noch sehr hohe Subventionsabhängigkeit des Ostens und die
unverändert hohe Subventionsfinanzierung aus westlichen
Steuer- und Beitragsaufkommen ganz entscheidend das Wachs-
tumstempo der gesamten deutschen Volkswirtschaft behindert.
Die Aufgabe der ökonomischen Vereinigung ist also keineswegs
erledigt.

Im Stadtstaat Berlin kulminiert die ökonomische Besorgnis.
Berlin ist zum weitaus größten Subventionsempfänger oder
Subventionsverbraucher geworden und die katastrophale finan-
zielle Subventionsabhängigkeit dieser Metropole Europas ver-
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langt nach einem umfassenden Konzept. Das setzt im Bund wie
im Stadtstaat Detailkenntnis voraus, Übersicht voraus, setzt
Erfahrung voraus, auch verlangt sie Einfallsreichtum. Und so-
dann wird man Mut brauchen, zumal Berlin in den kommenden
Jahren im Blickpunkt der Nation und des Auslands stehen wird.

An diesen Berliner Problemen wird beispielhaft deutlich, woran
es seit 1990 und jedenfalls bis gestern zur Bundestagsdebatte
insgesamt gefehlt hat. Wir brauchen eine ehrliche, umfassende
ökonomische Diagnose, oder Bestandsaufnahme sagt man heut-
zutage, eine konsequente Aussprache, die Bereitschaft zum Zu-
hören, sodann aber die Entschlusskraft zu konsequenter The-
rapie – und die Tapferheit gegenüber tausend partiellen Interes-
sen, tausend Vorurteilen und Widerständen. Denn Deutschland
befindet sich wirtschaftlich in einer kritischen Lage.

Bisher waren allzu viele der politischen Führungspersonen aber
bisher allzusehr auf kleine taktische Vorteile bedacht, oder auf
ihre persönliche Popularität beim Fernsehpublikum oder auf
ihren Rang in albernen Meinungsumfragen. Allzu viele Ma-
nager an der Spitze von Unternehmungen und Banken oder an
der Spitze von beiden Tarifvertragsparteien ragen heraus durch
ihre Machtgier, viel weiter als durch Leistung, ragen heraus
durch ihre Raffgier, ihre spekulative Raffgier und nicht durch
ihr Verantwortungsbewußtsein gegenüber dem öffentlichen
Wohl. Oder anders, allzu viele der öffentlichen sichtbaren
Akteure sind weit stärker am eigenen Vorteil als etwa an der
Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit interessiert.
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Mich erinnert das an eine große Rede von Präsident Kennedy,
heute vor vier Jahrzehnten, da klagt er, „...a tiny handful of
executives whose pursuit of private power und profit exceeds
their sense of public responsibility....“ Es war die Zeit, wo es
diesen mitreissenden Appell Kennedys gab: Fragt nicht, was der
Staat für Euch tun kann, sondern fragt, was Ihr für unser Land
tun könnt. Ich übersetze das für uns Deutsche mal ganz frei: Wir
dürfen nicht zulassen, dass Erhards und Schillers Konzept einer
„sozialen Marktwirtschaft“ zu raubtierkapitalistischem Speku-
lationismus missbraucht wird.

Ich will die gestrige Regierungserklärung Gerhard Schröders
nicht beurteilen, auch nicht Frau Merkels Rede beurteilen und
die Opposition insgesamt. Nach meinem vorläufigen Eindruck
wollen beide nicht weit genug gehen – beide wollen nicht weit
genug gehen. Immerhin hat aber die Debatte einige der wichti-
gen Detail-Aufgaben benannt und einige der fälligen Lösungen
aufgezeigt.
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Und immerhin hat der Kanzler die Opposition zur Kooperation
eingeladen und die Oppositionsführerin hat ihre Bereitschaft
dazu und zur nationalen Anstrengung erklärt. Man muss als
Bürger beide Seiten an diesen Worten festhalten, nationaler
Anstrengung. Übrigens müssen beide Seiten ja eigentlich wis-
sen, dass nicht allein die heutige Regierung und ihre Koalitions-
parteien, und auch nicht die heutige Opposition und ihre
Parteien die Verantwortung trägt, sondern die ganze politische
Klasse trägt die Verantwortung für die ökonomische Lage, für
die Fehler und Unterlassungen, die seit 1990 zu der heutigen
Lage geführt haben. Die Politiker allesamt haben versäumt,
dem Osten und das schließt Berlin ein, einen ganz allgemeinen
Vorteil bei den bundesgesetzlichen ökonomischen Rahmen-
bedingungen zu verschaffen – wofür es nota bene immer noch
nicht zu spät wäre – einen allgemeinen Vorteil bei den bundes-
gesetzlichen ökonomischen Rahmenbedingungen! Die öst-
lichen Länder brauchen einen bundesgesetzlich ermöglichten,
weitreichenden Deregulierungs-Spielraum und außerdem brau-
chen sie eine spürbare Mehrwertsteuer-Präferenz für ost-
deutsche Wertschöpfung. Und nicht Einkommensteuererleich-
terung für Leute aus Westdeutschland, die einen Teil ihres
Kapitals in Ostdeutschland ausgeben oder investieren.

Die politische Klasse – alle Parteien! – muss begreifen: Zwar
haben wir es gegenwärtig auch mit einer konjunkturellen
Rezession zu tun, aber die ist nur die Spitze des Eisbergs! Der
Eisberg selbst besteht aus die Verkrampfung der Struktur, aus
dem erstickenden Geflecht von tausend gesetzlichen Vor-
schriften. Ich meine wörtlich: tausend!. 

Übrigens scheint mir nicht geboten, dass man für jede einzelne
der fälligen neuen Regeln und für jede einzelne der fälligen



41

Deregulierungen nach Konsens zielen muss. Aber das Volk
muss spüren können: Die Politiker kämpfen nicht noch einmal
opportunistisch für ihren parteilichen Vorteil, sondern sie
kämpfen für Arbeitsplätze und für das öffentliche, für das allge-
meine Wohl. Das Volk muss dies ebenso spüren können bei den
Managern, bei den Verbänden und Gewerkschaften Und sie
muss es eigentlich, jetzt allerdings sind es wörtlich Hoffnungen
und vielleicht sogar Wunschträume, sie müsste es auch spüren
können bei den Medien, die sich zum Teil in den letzten Mo-
naten gegenseitig in ihrer Schwarzmalerei überboten haben –
bis hin zu der zynischen schwarz umrandeten Traueranzeige
nebst Nachruf auf die Deutschen auf dem Titelblatt.

Alle müssen wissen, dass die weltpolitischen Entwicklungen
der nächsten Wochen – Stichwort Irak-Krieg – weltwirtschaft-
liche Verwerfungen herbeiführen können, die unsere ökonomi-
sche Lage zusätzlich erschweren werden –zusätzlich.

Der allgemeine Lebensstandard der Deutschen ist heute höher
als er jemals in der Geschichte war. Alle haben längst ver-
standen, dass ihr Lebensstandard einstweilen nicht weiter
steigen kann, sondern dass vorerst Abstriche unausweichlich
sind. Die Politiker fänden Mehrheiten im Volk, wenn sie dafür
sorgten, dass die Abstriche einigermaßen gerecht verteilt wür-
den. Wer dagegen heute zusätzliche Wohltaten für einzelne
Gruppen verlangt oder gar verspricht, den soll der Teufel holen.

Nun zu meiner zweiten Bemerkung:

Ich denke, als vor einigen Jahren Roman Herzog verlangt hat,
das ganze Land sollte sich einen Ruck geben, da hat er Recht
gehabt. Er war als deutscher Bundespräsident bescheiden ge-



nug, seine Forderung nicht zugleich auf die ganze Europäische
Union zu richten, obwohl das hätte gerechtfertigt werden kön-
nen. Tatsächlich wäre solch ein Appell in viele europäische
Richtungen zu wünschen. Nun ist zwar das öffentliche Wohl in
erster Linie ganz gewiss eine Sache des jeweils eigenen Staates
und seiner eigenen Bürger. Aber schon längst kann kein eu-
ropäischer Staat für sich allein das öffentliche Wohl garantieren.
Vielmehr ist unsere Selbstbehauptung gegenüber den Fährnis-
sen der Weltwirtschaft und der Weltpolitik in einem noch wach-
senden Maße Sache der Europäischen Union geworden.

Für mich gilt seit Ende der vierziger Jahre – damals habe ich
Jean Monnet das erste Mal gehört - für mich gilt die europäi-
sche Integration als eine Aufgabe, der ich den gleichen hohen
Rang beimesse wie der Bewahrung der eigenen nationalen
Identität.

Nun sind wir bis 1992, d.h. einschließlich der Maastrichter
Regierungskonferenz und der Schaffung der gemeinsamen
Euro-Währung, wir sind bis 1992 in der Integration erstaunlich
weit gekommen, viel weiter, als jemand sich das vor einem hal-
ben Jahrhundert zu Zeiten des Marshall-Plans hätte vorstellen
können. Aber in den letzten zehn Jahren haben die wichtigsten
Regierungen Europas nichts Wesentliches mehr gemeinsam
zustande gebracht. Oder, um die heutige Wahrheit deutlich
auszusprechen: Der beabsichtigte Irak-Krieg und die sehr kon-
troversen Positionen in London, Rom und Madrid einerseits,
oder andererseits in Paris und Berlin, die haben die letzten zehn
Jahre des Redens über eine angebliche gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik demaskiert als jahrelanges Geschwätz ohne
realen Inhalt.
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Schlimmer noch: Wenn sich die europäischen Regierungen
nicht sehr bewußt mäßigen, dann könnten der amerikanische
Machtanspruch und dann könnten sich die widersprechenden
Parteinahmen der europäischen Regierungen und Medien unge-
wollt zur schwerwiegenden Unterbrechung, ja sogar zur Be-
endigung des europäischen Integrationsprozesses führen. Keine
Regierung in Europa darf vor der Möglichkeit einer solchen
Katastrophe ihre Augen verschließen. Es ist deshalb an der Zeit,
dass wir Bürger in Europa, dass wir unsere Regierungen ermah-
nen, sich der Kardinaltugend der Mäßigung zu befleissigen,
Kardinaltugend im Sinne von Thomas von Aquino und der de-
mokratischen Tugend des Kompromisses sich zu befleissigen.

Diese in der Weltgeschichte einzigartige Union souveräner
Nationalstaaten, die wir sind, die hat bereits zu Beginn der neun-
ziger Jahre an unzureichenden Institutionen und Verfahren gelit-
ten. Diese Institutionen hatten früher mal für 6 Staaten ausge-
reicht oder beinahe völlig ausgereicht, aber nun anfangs der
90ziger Jahre waren es bereits 15 Mitgliedsstaaten, demnächst
sollen es sogar 25 werden. Aber es herrscht eine absolut ver-
worrene Kompetenzlage in dieser Union, mit äußerst schwer-
fälligen Entscheidungsmodalitäten und mit faktischem Veto-
recht jedes einzelnen Mitgliedsstaats bei jeder Entscheidung auf
jeglichem Felde. Es ist seit Jahr und Tag deutlich, dass hier
remedor geschaffen werden muss, zumal ein technokratischer
Normenwust auf der Union lastet von über 20 000 Vorschriften,
er nennt sich „acquis communitaire“, aber keiner in ganze
Europa kann diesen acquis noch überschauen. Dazu kommt das
hohe Übergewicht der Exekutive oder anders gesagt das demo-
kratische Defizit der ganzen Veranstaltung.



Seit 1992, seit der Maastrichter Regierungskonferenz hat natio-
naler Eigensinn auf vielen Seiten die dringend notwendigen
institutionellen Reformen verhindert. Dann gab es anschließend
noch zwei große Regierungskonferenzen in Amsterdam und
Nizza, die de facto ohne jedweden Fortschritt geblieben sind.
Statt dessen ist man dann Ende 2001 auf den interessanten
Ausweg verfallen, nicht die Regierungen, sondern ein ad hoc
neu ins Leben gerufener Konvent unter Vorsitz meines Freundes
Giscard d´Éstaing, der soll nun die institutionellen Reformen
entwerfen. Nicht nur 15 sondern über 100 Leute, die sollen nun
die Arbeit erledigen, die die 15 nicht zustande gebracht haben.
Hoffentlich kommt der Entwurf des Konvents nicht zu spät –
am Ende bedarf er doch noch der Ratifikation durch jeden
einzelnen der Mitgliedsstaaten, in manchen Staaten schreibt die
Verfassung Volksabstimmung vor. Und der Beitritt der Mit-
gliedsstaaten wird zum Teil wohl zeitlich lange vor Abschluss
der Ratifikationsrunde erfolgen. Und inzwischen hat im Laufe
des Jahres 2003 mit hoher Wahrscheinlichkeit der Irak-Konflikt
und der Hegemonie-Anspruch der Vereinigte Staaten den
außenpolitischen Zusammenhalt der Europäischen Union ernst-
haft in Gefahr gebracht.

Wir wissen aus der Erfahrung des voraufgegangenen halben
Jahrhunderts seit dem Schuman-Plan, seit 1950, dass die Schaf-
fung einer Union der Nationalstaaten des ganzen alten Europa
sehr hohe Hürden überwinden muss. Nationale Eigenarten,
Vorurteile, Prestigebedürfnisse und Eifersüchte richten immer
wieder neue Hindernisse auf. Und man braucht für diesen
Prozess einen sehr langen Atem. Bisher haben wir 50 Jahre
gebraucht. Ich würde es heute für eine durchaus realistische
Erwartung halten, wenn wir bis zur Vollendung der Europäi-
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schen Union noch ein weiteres halbes Jahrhundert brauchen
würden.

Aber auf jeden Fall wird richtig bleiben, was wir seit Adenauer,
seit Brandt, seit Schmidt, seit Kohl wissen, nämlich: Wir
Deutschen sind unserer geopolitischen Zentrallage in der Mitte
wegen und wegen unserer jüngeren Geschichte – wir Deutschen
sind besonders gefährdet und wir Deutschen brauchen deshalb
die Europäische Union noch notwendiger als die meisten unser-
er Nachbarn. Wir Deutschen bedürfen deshalb ganz besonders
der Beharrlichkeit und des nicht ermüdenden Willens zu
Kompromissen.

Dabei sollten lange schon alle gelernt haben, dass Zusammen-
arbeit und Einvernehmen mit Frankreich für uns schlechthin
unverzichtbar sind. Es handelt sich hier um ein zentrales strate-
gisches Prinzip für deutsche Politik. Ohne eine funktions-
tüchtige, d.h. ohne eine zuverlässige Entente mit Frankreich ist
in Zukunft auf irgendeinem Felde der internationalen Politik
oder auf irgendeinem Felde der Weltwirtschaft eine erfolgreiche
Vertretung deutscher Interessen nicht möglich.

Nun zu meiner dritten Bemerkung:

Wir haben 1990, als die Chance, die beiden deutschen Nach-
kriegsstaaten zusammenzuführen, genutzt werden konnte, wir
haben dabei ganz große Hilfe durch die Vereinigten Staaten von
Amerika gehabt; und davor – nein, ich will noch einen Satz ein-
fügen - dazu kam natürlich der Freiheitswille der Nationen im
Osten Mitteleuropas und der Freiheitswille der Deutschen in der
DDR. Den will ich nicht unterschlagen.
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Davor hatten die Amerikaner und die Atlantische Allianz Berlin
und Westdeutschland fast ein halbes Jahrhundert vor dem
Schicksal gewalttätiger Sowjetisierung bewahrt. Vom Marshall-
Plan bis zum Zwei-plus-vier-Vertrag haben wir den Amerika-
nern sehr vieles zu verdanken. Natürlich war die Außen- und die
Bündnispolitik der USA von ihren eigenen Interessen bestimmt,
jedoch sind die Wirkungen einem großen Teil der ganzen Welt
zugute gekommen und so auch uns. Amerika hat vielfältig in
Abstimmung mit anderen Staaten und im allgemeinen Interesse
gehandelt, von der Gründung der United Nations vor einem hal-
ben Jahrhundert und der Weltbank bis hin zur vertraglichen
atomaren Rüstungsbegrenzung.

Heute nun seit dem Jahr 2001 fühlt sich Amerika selbst ange-
griffen, fühlt sich selbst bedroht. Um den seelischen Zustand
der amerikanischen Nation nach diesem Kolossalverbrechen am
11. September in New York und in Washington nachzuempfin-
den, um den seelischen Zustand nachempfinden zu können,
sollten wir uns einmal hypothetisch vorstellen, es hätte sich
nicht um vier amerikanische Passagierflugzeuge gehandelt, son-
dern es hätte sich gehandelt um vier vollbesetzte Passagier-
flugzeuge der Lufthansa. Und nicht New York wäre das An-
griffsziel gewesen, sondern vielmehr dieses Gebäude hier und
das Brandenburger Tor im Zentrum Berlins und die Banktürme
in Frankfurt am Main – mit dreitausend Toten! In solchem Falle,
wäre bei uns und in unserer öffentlichen Meinung eine Psy-
chose ausgebrochen? Hätte in solchem Falle unsere politische
Klasse kühl und vernünftig reagiert? Oder hätten in solchem
Falle Teile unseres Volks von unserer Regierung verlangt, mit
aller Macht zu handeln? Ich weiß es nicht, ich muss das offen
lassen. Ich muss auch offen lassen, was hätte eine Bundesre-
gierung in solcher Lage tun können?
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Ich werfe diese hypothetische Frage auf, weil ich um Verständ-
nis werben möchte für die Lage der amerikanischen Regierung
– und weil ich werben möchte um Mäßigung in der Kritik ihr
gegenüber. Die amerikanische Regierung verfügt über eine bei-
nahe unermessliche militärische Macht. Aber diese Macht er-
weist sich im Kampf gegen den Terrorismus als ganz wenig
nützlich. Also ist sie statt dessen auf den Kampf gegen die „axis
of evil“ und gegen den Irak verfallen.

Allerdings, man muss als Mitglied der United Nations, oder als
Bündnispartner der Amerikaner, man muss unseren amerikani-
schen Freunden vortragen, dass es uns nicht überzeugen kann,
wenn z.B: Washington sich einerseits darum bemüht, im
Sicherheitsrat der United Nations oder im Nato-Rat Unterstüt-
zung zu finden für ihre Kriegsabsicht zugleich aber andererseits
zu verstehen gibt, dass man Saddam jedenfalls und auch ohne
UN-Beschluss mit militärischer Gewalt angreifen und deposse-
dieren wird. Beides zusammen geht nicht. Dass die Amerikaner
sich oder die Administration sich den Vorwurf der Hegemonie
gefallen lassen muss, das hat sich aus ihrem Verhalten in den
letzten eineinhalb Jahren fast zwangsläufig – ich korrigiere
mich -  in den letzten zwei Jahren fast zwangsläufig ergeben.

Die amerikanischen Politiker müssen von uns Europäern hören,
dass wir ein vitales Interesse an der Aufrechterhaltung der
United Nations haben. Nun ist das Angriffsverbot der UN-
Charta im Laufe der Jahre von manchen Staaten schon verletzt
worden. Eine der letzten Verletzungen übrigens war der Krieg
im Kosovo, an dem wir Deutschen beteiligt waren unter fla-
granter Verletzung des Zwei-plus-vier-Vertrages und der Charta
beteiligt waren, einschließlich der Bombardierung von Belgrad.
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Die Folgen des Kosovo Krieges sind keineswegs überwunden.
Schauen Sie nach Belgrad heute vor drei Tagen. Die abermali-
gen Folgen einer abermaligen Verletzung der UN-Charta, zum
Beispiel in Gestalt eines präventiven Krieges gegen den Irak,
sind schwer vorhersehbar. Und die Kohärenz der UN und des
Sicherheitsrates steht auf dem Spiel.

Außerdem können die Zahlen der toten Zivilisten und Soldaten
sehr hoch werden. Anschließend ist eine Zunahme des vielfälti-
gen islamistischen Extremismus und Terrorismus zu fürchten.
Man kann sie jedenfalls, ohne deswegen Pessimist zu sein, ganz
gewiss nicht ausschließen. Aber man muss ein extremer Opti-
mist sein, um sich vorzustellen, dass in der Folge des Krieges
eine dauerhafte Lösung des Konflikts zwischen Israel und den
Palästinensern wahrscheinlich wird. Man kann eine allgemeine
Konfrontation des Westens mit dem Islam nicht mehr auss-
chließen, da gibt es dann Schuldige auf vielen Seiten. Aber dem
Islam gehören immerhin die Völker in sechzig Staaten der Welt
an, ein Drittel aller Staaten.

So bringt also das 21. Jahrhundert vielerlei neuartige Gefahren
mit sich. Die globale Bevölkerungsexplosion wird neuen ille-
galen Wanderungsdruck erzeugen, dazu kommen transnational
Terrrorismus, Kriminalität, Drogenhandel, Seuchen, weitere
Ausbreitung von Massenvernichtungswafffen und dazu kommt
dann schließlich die Folgen der globalen Erwärmung. Gegen
dergleichen Gefahren ist mit militärischer Potenz nicht viel
auszurichten. Viel nötiger ist der Ausbau der internationalen
Zusammenarbeit und der multilateralen Verträge und Systeme,
die das Völkerrecht ausmachen.
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All dies darf, nein, muss man der amerikanischen Regierung
und den Regierungen in London und Madrid vortragen. Man
darf Amerika gleichzeitig um Verständnis dafür bitten, dass die
heute in Deutschland lebenden Generationen nach dem Holo-
caust, nach Stalingrad und Dresden einen ausgeprägten Horror
haben vor Krieg und Gewalt.

Aber bei alledem, was man anderen vorträgt, denke ich muss
gelten die dringende Empfehlung zur verbalen Mäßigung und
zum Verzicht auf Herabsetzung – und ebenso zum Verzicht auf
Anbiederung! Jedenfalls wäre es ein schwerer Nachteil für alle,
wenn Scharfmacher auf beiden Seiten eine dauerhafte Schädi-
gung des Verhältnisses zwischen der amerikanischen Nation
und einer Reihe europäischer Nationen zustande bringen soll-
ten. Eine dauerhafte Schädigung oder gar eine Verkrüppelung
des europäischen Integrationsprozesses wäre mindestens genau-
so schlimm. Ich denke, die Europäer müssen sich keineswegs zu
Instrumenten amerikanischer Hegemonie machen lassen; sie
sollten versuchen, im Sinne ihrer Sicht, im Sinne ihrer Interes-
sen Einfluss zu nehmen. Soweit und solange aber die USA
darauf beharren sollten, unilateral zu entscheiden, d.h. allein zu
entscheiden, allein militärisch zu handeln, so lange müssen wir
hier in Europa das in gelassener Würde ertragen. – in Gelassen-
heit und in Würde ertragen.

IV.
Am Schluss, meine Damen und Herren, bitte ich Sie um Ent-
schuldigung dafür, dass ich diese „öffentliche Rede“ benutzt
habe, meine Besorgnisse auszubreiten. Ich hoffe, Sie haben
mich nicht missverstanden als einen, der aus seinem partei-
lichen Engagement spricht, sondern verstanden als einen Bür-
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ger, den es drängt, um Sternberger nochmals zu zitieren, den es
drängt „an den gemeinsamen Angelegenheiten mitzuwirken und
unseren Staat so einzurichten, dass wir gerne miteinander darin
leben.“ Ich verbeuge mich vor dieser weisen Maxime
Sternbergers.

Bei Ihnen meine Damen und Herren bedanke ich mich, die Sie
eigentlich mich nur ehren wollten – und die doch außerdem die
liebenswerte Geduld aufgebracht haben, meine Sorgen, meine
Wünsche und meine Hoffnungen anzuhören.

Herzlichen Dank.
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